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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 6 KA 29/13 B 
 
L 7 KA 41/11 (LSG Rheinland-Pfalz) 
S 2 KA 26/11 (SG Mainz) 
 
 
 
……………………………………….., 
 
 
 Kläger, Antragsteller und  
 Beschwerdeführer, 
 
 

g e g e n 
 
 
Kassenzahnärztliche Vereinigung Rheinland-Pfalz, 
Eppichmauergasse 1, 55116 Mainz, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin, 
 
Prozessbevollmächtigte: ………………………………………… 
 

 

 

Der 6. Senat des Bundessozialgerichts hat am 24. Juli 2013 durch den  

Richter   Prof. Dr.  C l e m e n s    als Vorsitzenden sowie die Richterin   Dr.  D ü r i n g    

und den Richter   B e c k  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landes-

sozialgerichts Rheinland-Pfalz vom 2. Mai 2013 wird als unzulässig verworfen. 

 

Der Kläger trägt die Kosten des Beschwerdeverfahrens. 

 

Der Streitwert für das Beschwerdeverfahren wird auf 1277 Euro festgesetzt. 
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G r ü n d e : 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in dem vorbezeichneten Urteil des Landessozialgerichts 

Rheinland-Pfalz hat der Kläger mit einem von ihm unterzeichneten Schreiben vom 4.5.2013 

Beschwerde eingelegt. Der Senat hat den gleichzeitig gestellten Antrag, ihm Prozesskostenhilfe 

unter Beiordnung eines Rechtsanwalts zu bewilligen, mit einem ihm am 18.6.2013 zugestellten 

Beschluss vom 5.6.2013 abgelehnt. 

 

Eine den Formvorschriften entsprechende Beschwerde durch einen vor dem Bundessozial-

gericht (BSG) zugelassenen Prozessbevollmächtigten (§ 73 Abs 4 SGG) ist auch nach Zustel-

lung des die Prozesskostenhilfe ablehnenden Beschlusses nicht beim BSG eingegangen. 

 

Die Beschwerde des Klägers muss deshalb als unzulässig verworfen werden (§ 160a Abs 4 

Satz 1 Halbsatz 2 iVm § 169 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 197a Abs 1 Satz 1 Teilsatz 3 SGG iVm einer entspre-

chenden Anwendung der §§ 154 ff VwGO. Danach trägt der Kläger die Kosten des von ihm 

erfolglos geführten Rechtsmittels (§ 154 Abs 2 VwGO).  

 

Die Festsetzung des Streitwerts ergibt sich aus § 197a Abs 1 Satz 1 Teilsatz 1 SGG iVm § 63 

Abs 2 Satz 1, § 52 Abs 3, § 47 Abs 1 und 3 GKG. Sie entspricht der Festsetzung des LSG, die 

von keinem der Beteiligten beanstandet wurde. 

1 

2 

3 

4 

5 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

	BUNDESSOZIALGERICHT

